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I

(Gesetzgebungsakte)

BESCHLÜSSE

BESCHLUSS (EU) 2022/1201 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 12. Juli 2022

zur Bereitstellung einer außerordentlichen Makrofinanzhilfe für die Ukraine 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 212,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ein Assoziierungsabkommen zwischen der Union und der Ukraine (2) (im Folgenden „Assoziierungsabkommen“), 
welches eine vertiefte und umfassende Freihandelszone umfasst, ist am 1. September 2017 in Kraft getreten. Da der 
Europäische Rat auf seiner Tagung am 23. Juni 2022 die europäische Perspektive der Ukraine anerkannt und 
beschlossen hat, der Ukraine den Status eines Bewerberlandes zuzuerkennen, sollte die Ukraine als Land gelten, das 
für eine Makrofinanzhilfe der Union in Betracht kommt.

(2) Im Frühjahr 2014 leitete die Ukraine ein ehrgeiziges Reformprogramm ein, das darauf abzielt, die Wirtschaft zu 
stabilisieren und den Lebensstandard der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern. Die Korruptionsbekämpfung 
sowie Verfassungs-, Wahl- und Justizreformen zählen zu den wichtigsten Prioritäten auf der Agenda. Die 
Umsetzung dieser Reformen wurde durch sechs aufeinanderfolgende Makrofinanzhilfeprogramme unterstützt, in 
deren Rahmen die Ukraine Finanzhilfe in Form von Darlehen in Höhe von insgesamt 6,2 Mrd. EUR erhalten hat. 
Mit der jüngsten Notfall-Makrofinanzhilfe, die im Zusammenhang mit zunehmenden Spannungen an der Grenze zu 
Russland gemäß Beschluss (EU) 2022/313 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) gewährt wurde, wurden 
Darlehen in Höhe von 1,2 Mrd. EUR für die Ukraine bereitgestellt, die in zwei Tranchen von 600 Mio. EUR im März 
und Mai 2022 ausgezahlt wurden.

(3) Der unprovozierte und ungerechtfertigte Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine seit dem 24. Februar 2022hat 
für die Ukraine zu einem eingeschränkten Marktzugang und einem drastischen Rückgang der öffentlichen 
Einnahmen geführt, während die öffentlichen Ausgaben zur Bewältigung der humanitären Lage und zur 
Aufrechterhaltung der staatlichen Dienste deutlich gestiegen sind. In dieser sehr unsicheren und instabilen Lage 
deuten die bestmöglichen Schätzungen des Finanzierungsbedarfs der Ukraine, die der Internationale 
Währungsfonds (IWF) vorgenommen hat, auf eine außerordentliche Finanzierungslücke von rund 39 Mrd. USD im 

(1) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 7. Juli 2022 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 
12. Juli 2022.

(2) Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits 
(ABl. L 161 vom 29.5.2014, S. 3).

(3) Beschluss (EU) 2022/313 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Februar 2022 über eine Makrofinanzhilfe für die 
Ukraine (ABl. L 55 vom 28.2.2022, S. 4).
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Jahr 2022 hin, die bei vollständiger Auszahlung der bisher zugesagten internationalen Unterstützung in etwa zur 
Hälfte geschlossen werden könnte. Die rasche Bereitstellung von Makrofinanzhilfe der Union für die Ukraine gemäß 
dem vorliegenden Beschluss als ersten Schritt der Umsetzung der gesamten außergewöhnlichen Makrofinanzhilfe 
von bis zu 9 Mrd. EUR wird unter den derzeitigen außergewöhnlichen Umständen als angemessene kurzfristige 
Reaktion auf den unmittelbaren dringendsten Finanzierungsbedarf der Ukraine und die erheblichen Risiken für die 
makrofinanzielle Stabilität des Landes angesehen. Die Makrofinanzhilfe der Union soll zur makrofinanziellen 
Stabilisierung der Ukraine beitragen und die Widerstandsfähigkeit des Landes stärken, was die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Verschuldung der Ukraine und die Aussichten darauf verbessern würde, dass das Land seinen 
finanziellen Verpflichtungen letztlich nachkommen kann.

(4) Die Höhe der Makrofinanzhilfe der Union im Rahmen dieses Beschlusses wird — auch unter Berücksichtigung der 
geplanten umfassenden außergewöhnlichen Makrofinanzhilfe — auf der Grundlage einer quantitativen Bewertung 
des verbleibenden Außenfinanzierungsbedarfs der Ukraine, die in Zusammenarbeit mit dem IWF und anderen 
internationalen Finanzinstitutionen durchgeführt wird, festgesetzt und trägt der Fähigkeit der Ukraine Rechnung, 
sich aus eigenen Mitteln zu finanzieren. Bei der Festlegung werden auch erwartete finanzielle Beiträge bilateraler 
und multilateraler Geber, die Notwendigkeit einer angemessenen Lastenverteilung zwischen der Union und anderen 
Gebern sowie ein bereits bestehender Einsatz anderer Außenfinanzierungsinstrumente der Union in der Ukraine 
und der durch das gesamte Engagement der Union erzielte Mehrwert berücksichtigt. Die Zusage der ukrainischen 
Behörden, bei der Gestaltung und Umsetzung kurzfristiger Notfallmaßnahmen eng mit dem IWF zusammenzu­
arbeiten, und ihre Absicht, mit dem IWF an einem geeigneten Wirtschaftsprogramm zu arbeiten, wenn es die 
Umstände erlauben, sollte anerkannt werden. Die Makrofinanzhilfe der Union sollte darauf abzielen, die 
makrofinanzielle Stabilität und Widerstandsfähigkeit unter den Kriegsbedingungen aufrechtzuerhalten. Die 
Kommission sollte sicherstellen, dass die Makrofinanzhilfe der Union rechtlich und inhaltlich mit den wichtigsten 
Grundsätzen und Zielsetzungen der Maßnahmen in den verschiedenen Bereichen der Außenpolitik und anderen 
relevanten Politikbereichen der Union in Einklang steht.

(5) Die Makrofinanzhilfe der Union sollte die Außenpolitik der Union gegenüber der Ukraine stützen. Die Kommission 
und der Europäische Auswärtige Dienst sollten während der gesamten Dauer des Makrofinanzhilfevorhabens eng 
zusammenarbeiten, um sich abzustimmen und die Kohärenz der Außenpolitik der Union zu gewährleisten.

(6) Eine Vorbedingung für die Gewährung der Makrofinanzhilfe der Union sollte darin bestehen, dass die Ukraine 
wirksame demokratische Mechanismen — einschließlich eines parlamentarischen Mehrparteiensystems — und das 
Rechtsstaatsprinzip respektiert und die Achtung der Menschenrechte garantiert. Diese Grundsätze sollten durch den 
anhaltenden Krieg und insbesondere das derzeitige Kriegsrecht trotz der Machtkonzentration in der Exekutive nicht 
eingeschränkt werden.

(7) Um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union im Zusammenhang mit dieser außerordentlichen 
Makrofinanzhilfe zu gewährleisten, sollte die Ukraine geeignete Maßnahmen treffen, um Betrug, Korruption und 
andere Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit dieser Hilfe zu verhindern bzw. dagegen vorzugehen. Darüber 
hinaus sollte in der Darlehensvereinbarung vorgesehen werden, dass die Kommission Kontrollen und der 
Rechnungshof Prüfungen durchführen und die Europäische Staatsanwaltschaft ihre Zuständigkeiten gemäß den 
Artikeln 129 und 220 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates (4)
(im Folgenden „Haushaltsordnung“) ausübt.

(8) Die Makrofinanzhilfe der Union gemäß dem vorliegenden Beschluss sollte im ersten Schritt der Umsetzung der 
geplanten umfassenden außerordentlichen Makrofinanzhilfe für die Ukraine mit strengeren Berichtspflichten 
verknüpft werden, die in einer Grundsatzvereinbarung festzulegen sind. Diese strengeren Berichtspflichten sollten 
angesichts der aktuellen Kriegssituation darauf abzielen, die Effizienz, Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der 
Verwendung der Mittel sicherzustellen. Mit künftigen Makrofinanzhilfe-Maßnahmen werden politische Auflagen 
verknüpft sein, die die unmittelbare Resilienz der Ukraine und ihre längerfristige Schuldentragfähigkeit stärken und 
dadurch die Risiken hinsichtlich der Begleichung ihrer offenen und künftigen finanziellen Verpflichtungen 
verringern sollten.

(4) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für 
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) 
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des 
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(9) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieses Beschlusses sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) ausgeübt werden.

(10) Die nach diesem Beschluss gewährte Makrofinanzhilfe von bis zu 1 Mrd. EUR stellt eine finanzielle Verbindlichkeit 
der Union im Rahmen des Gesamtvolumens der Garantie für Außenmaßnahmen gemäß der Verordnung (EU) 
2021/947 des Europäischen Parlaments und des Rates (6) dar.

(11) Gemäß Artikel 210 Absatz 3 der Haushaltsordnung werden die Eventualverbindlichkeiten aus Haushaltsgarantien 
oder finanziellem Beistand, die zulasten des Haushalts gehen, als tragfähig erachtet, wenn ihre voraussichtliche 
mehrjährige Entwicklung mit den in der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (7) festgelegten Grenzen 
sowie der Obergrenze der jährlichen Mittel für Zahlungen, die in Artikel 3 Absatz 1 des Beschlusses (EU, Euratom) 
2020/2053 des Rates (8) festgelegt ist, vereinbar ist. Um die Union in die Lage zu versetzen, der Ukraine durch 
Makrofinanzhilfen auf finanziell sichere Weise substanzielle Unterstützung zukommen zu lassen und gleichzeitig 
die hohe Bonität der Union und damit ihre Fähigkeit zu einer wirksamen Finanzierung im Rahmen ihrer internen 
und externen politischen Maßnahmen zu wahren, ist es von wesentlicher Bedeutung, den Unionshaushalt 
angemessen vor der Verwirklichung dieser Eventualverbindlichkeiten zu schützen und sicherzustellen, dass sie im 
Sinne des Artikels 210 Absatz 3 der Haushaltsordnung finanziell tragfähig sind.

(12) Im Einklang mit dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung ist es erforderlich, vor der Gewährung 
von Darlehen im Rahmen der außerordentliche Makrofinanzhilfe für die Ukraine die Resilienz des gemeinsamen 
Dotierungsfonds mit Mitteln zu stärken, die den Risiken entsprechen, die sich aus den Eventualverbindlichkeiten im 
Zusammenhang mit der Makrofinanzhilfe der Union für die Ukraine gemäß dem vorliegenden Beschluss ergeben. 
Ohne eine solche Verstärkung könnte die Unterstützung, die aufgrund des Bedarfs der Ukraine infolge des Kriegs 
erforderlich ist, nicht unter Wahrung der Finanzsicherheit über den Haushalt der Union bereitgestellt werden. Um 
den Haushalt der Union zu schützen, sollte ausgehend von der gegenwärtigen Bewertung die geplante Deckung der 
gesamten außerordentlichen Makrofinanzhilfe-Darlehen der Union von bis zu 8,8 Mrd. EUR für die Ukraine, 
einschließlich dieser Tranche in Höhe von 1 Mrd. EUR, bei 70 % des Darlehenswerts liegen.

(13) Auf dieser Grundlage sollte die Dotierungsquote für das Darlehen von 1 Mrd. EUR auf 70 % festgelegt werden, 
anstatt die in Artikel 31 Absatz 5 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 2021/947 festgelegte allgemeine Regel 
anzuwenden. Der sich daraus ergebende Betrag von 700 Mio. EUR sollte aus der Finanzausstattung geografischen 
Programme gemäß der Verordnung (EU) 2021/947 finanziert werden. Dieser Betrag sollte bis 2027 gebunden und 
in eine spezielle Komponente des gemeinsamen Dotierungsfonds eingezahlt werden.

(14) Angesichts der erhöhten Dotierungsquote für diese Tranche der Makrofinanzhilfe der Union ist es angezeigt, die aus 
der Makrofinanzhilfe nach diesem Beschluss erwachsende finanzielle Verbindlichkeit getrennt von anderen 
finanziellen Verbindlichkeiten im Rahmen der Garantie für Außenmaßnahmen zu verwalten. Darüber hinaus wird 
vorgeschlagen, die im gemeinsamen Dotierungsfonds für die Makrofinanzhilfe gemäß dem vorliegenden Beschluss 
vorgesehene Dotierung ausschließlich für finanzielle Verbindlichkeiten im Rahmen dieses Beschlusses zu 
verwenden, und nicht die allgemeine Regel nach Artikel 31 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/947 anzuwenden. 
Im Anschluss daran sollte die im Einklang mit Artikel 213 der Haushaltsordnung für die Makrofinanzhilfe gemäß 
dem vorliegenden Beschluss vorgesehene Dotierung von der Anwendung der effektiven Dotierungsquote 
ausgenommen werden.

(5) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

(6) Verordnung (EU) 2021/947 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur Schaffung des Instruments für 
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit - Europa in der Welt, zur Änderung und 
Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
2017/1601 des Europäischen Parlaments und des Rates, und der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (ABl. L 209 vom 
14.6.2021, S. 1).

(7) Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die 
Jahre 2021 bis 2027 (ABl. L 433 I vom 22.12.2020, S. 11).

(8) Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom (ABl. L 424 vom 15.12.2020, S. 1).
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(15) Da das Ziel dieses Beschlusses, nämlich die Bereitstellung einer Makrofinanzhilfe der Union für die Ukraine zur 
Unterstützung insbesondere ihrer wirtschaftlichen Widerstandskraft und Stabilität, von den Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend verwirklicht werden kann, sondern wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme auf 
Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in dem genannten 
Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das für die Verwirklichung 
dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(16) Wegen der Dringlichkeit, die sich aus den außergewöhnlichen Umständen infolge des unprovozierten und 
ungerechtfertigten Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine ergibt, wird es als angemessen angesehen, sich auf 
die Ausnahme von der Achtwochenfrist gemäß Artikel 4 des dem EUV, dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügten Protokolls 
Nr. 1 über die Rolle der nationalen Parlamente in der Europäischen Union zu berufen.

(17) Angesichts der schwierigen Lage der Ukraine aufgrund des russischen Angriffskriegs und zur Unterstützung ihres 
langfristigen Stabilitätspfads ist es angezeigt, von Artikel 220 Absatz 5 Buchstabe e der Haushaltsordnung 
abzuweichen und der Union die Möglichkeit einzuräumen, die Zinskosten im Zusammenhang mit den Darlehen 
gemäß der vorliegenden Verordnung zu decken und die Verwaltungskosten zu erlassen, die sonst von der Ukraine 
zu tragen wären. Der Zinszuschuss sollte ausnahmsweise gewährt werden, da er im Sinne von Artikel 220 Absatz 1 
der Haushaltsordnung als ein geeignetes Instrument erscheint, um eine wirksame Unterstützung zu gewährleisten, 
und er sollte aus dem Haushalt der Union finanziert werden. Während des Zeitraums des Mehrjährigen 
Finanzrahmens 2021-2027 sollte der Zinszuschuss aus der Finanzausstattung gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Buchstabe a erster Gedankenstrich der Verordnung (EU) 2021/947 finanziert werden. Der Zinszuschuss und der 
Erlass der Verwaltungskosten sollten von der Ukraine jedes Jahr bis Ende März beantragt werden können. Um eine 
flexible Rückzahlung des Hauptbetrags zu ermöglichen, sollte es abweichend von Artikel 220 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung auch möglich sein, die im Namen der Union begebenen zugehörigen Anleihen durch die erneute 
Begebung von Anleihen abzulösen.

(18) In Anbetracht der Lage in der Ukraine sollte dieser Beschluss aus Gründen der Dringlichkeit am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Union stellt der Ukrain eine Makrofinanzhilfe in Höhe von höchstens 1 Mrd. EUR (im Folgenden 
„Makrofinanzhilfe der Union“) zur Verfügung, um die makrofinanzielle Stabilität der Ukraine zu unterstützen. Die 
Makrofinanzhilfe der Union wird der Ukraine in Form eines Darlehens gewährt.

(2) Zur Finanzierung der Makrofinanzhilfe der Union wird die Kommission ermächtigt, im Namen der Union die 
erforderlichen Mittel auf den Kapitalmärkten oder bei Finanzinstituten aufzunehmen und als Darlehen an die Ukraine 
weiterzugeben. Die Laufzeit des Darlehens beträgt im Durchschnitt höchstens 25 Jahre.

(3) Die in Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a erster Gedankenstrich der Verordnung (EU) 2021/947 genannte Finanzaus­
stattung wird zur Deckung der Kosten von Zinszahlungen im Zusammenhang mit der Makrofinanzhilfe im Zeitraum des 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027 als Zinszuschuss gemäß Artikel 5 Absatz 2 des vorliegenden Beschlusses 
verwendet.

(4) Die Freigabe der Makrofinanzhilfe der Union erfolgt durch die Kommission im Einklang mit den zwischen der 
Kommission und der Ukraine in der in Artikel 3 Absatz 1 genannten Grundsatzvereinbarung getroffenen Abmachungen 
oder Absprachen.

(5) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat regelmäßig über die Entwicklungen bezüglich 
der Makrofinanzhilfe der Union, einschließlich über deren Auszahlung, und stellt diesen Organen die einschlägigen 
Dokumente rechtzeitig zur Verfügung.

(6) Die Makrofinanzhilfe der Union wird ab dem ersten Tag nach Inkrafttreten der in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Grundsatzvereinbarung für einen Zeitraum von 12 Monaten bereitgestellt.
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(7) Sollte der Finanzierungsbedarf der Ukraine im Zeitraum der Auszahlung der Makrofinanzhilfe der Union gegenüber 
den ursprünglichen Prognosen erheblich sinken, wird die Kommission die Hilfe kürzen, ihre Auszahlung aussetzen oder 
einstellen.

Artikel 2

(1) Eine Vorbedingung für die Gewährung der Makrofinanzhilfe der Union besteht darin, dass die Ukraine wirksame 
demokratische Mechanismen — einschließlich eines parlamentarischen Mehrparteiensystems — und das 
Rechtsstaatsprinzip respektiert und die Achtung der Menschenrechte garantiert.

(2) Die Kommission und der Europäische Auswärtige Dienst überprüfen die Erfüllung der Vorbedingung gemäß 
Absatz 1 während der gesamten Laufzeit der Makrofinanzhilfe der Union und insbesondere vor Auszahlungen, wobei sie 
auch den Gegebenheiten in der Ukraine und den Folgen der dort stattfindenden Anwendung des Kriegsrechts Rechnung 
tragen.

(3) Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels werden gemäß dem Beschluss 2010/427/EU des Rates (9) angewendet.

Artikel 3

(1) Die Kommission vereinbart mit der Ukraine klar definierte Berichtspflichten, an die die Makrofinanzhilfe der Union 
geknüpft wird. Die Berichtspflichten werden in einer Grundsatzvereinbarung dargelegt und Einklang mit dem in Artikel 8 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren angenommen.

(2) Mit den Berichtspflichten werden insbesondere die Effizienz, Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der 
Verwendung der Makrofinanzhilfe der Union gewährleistet. Die Kommission kontrolliert regelmäßig die Umsetzung dieser 
Berichtspflichten.

(3) Die finanziellen Bedingungen der Makrofinanzhilfe der Union werden in einer zwischen der Kommission und der 
Ukraine zu schließenden Darlehensvereinbarung im Einzelnen festgelegt.

(4) Die Kommission prüft regelmäßig die Umsetzung der Makrofinanzhilfe der Union und insbesondere die in der 
Grundsatzvereinbarung festgelegten Berichtspflichten. Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den 
Rat über die Ergebnisse dieser Prüfung.

Artikel 4

(1) Vorbehaltlich der in Absatz 2 festgelegten Anforderungen wird die Makrofinanzhilfe der Union von der Kommission 
in einer einzigen Tranche in Form eines Darlehens zur Verfügung gestellt. Die Kommission legt den Zeitplan für die 
Auszahlung der Tranche fest. Die Tranche kann in einem oder mehreren Teilbeträgen ausgezahlt werden.

(2) Die Kommission beschließt die Freigabe der Tranche vorbehaltlich ihrer Bewertung der nachstehenden 
Anforderungen:

a) die Einhaltung der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Vorbedingung;

b) das Inkrafttreten der Grundsatzvereinbarung, in der die Einrichtung eines Berichtsystems für die gesamte Laufzeit des 
Darlehens vorgesehen ist.

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Anforderungen nicht erfüllt, so wird die Auszahlung der Makrofinanzhilfe der 
Union von der Kommission zeitweise ausgesetzt oder eingestellt, oder die Kommission ergreift geeignete Maßnahmen 
gemäß der Darlehensvereinbarung. In solchen Fällen teilt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat die 
Gründe für die Aussetzung oder Einstellung mit.

(4) Die Makrofinanzhilfe der Union wird grundsätzlich an die Nationalbank der Ukraine ausgezahlt. Vorbehaltlich der in 
der Grundsatzvereinbarung festzulegenden Bedingungen, einschließlich einer Bestätigung des verbleibenden 
Haushaltsbedarfs, können die Gelder der Union an das ukrainische Finanzministerium als Endbegünstigten ausgezahlt 
werden.

(9) Beschluss 2010/427/EU des Rates vom 26. Juli 2010 über die Organisation und die Arbeitsweise des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes (ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 30).
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Artikel 5

(1) Die Anleihe- und Darlehenstransaktionen werden im Einklang mit Artikel 220 der Haushaltsordnung durchgeführt.

(2) Abweichend von Artikel 220 Absatz 5 Buchstabe e der Haushaltsordnung kann die Union für das im Rahmen dieses 
Beschlusses gewährte Darlehen durch Gewährung eines Zinszuschusses Zinsen sowie Verwaltungskosten im 
Zusammenhang mit den Anleihe- und Darlehenstransaktionen tragen, ausgenommen Kosten in Verbindung mit der 
vorzeitigen Rückzahlung des Darlehens.

(3) Die Ukraine kann den Zinszuschuss und die Deckung der Verwaltungskosten durch die Union bis Ende März eines 
jeden Jahres beantragen.

(4) Abweichend von Artikel 220 Absatz 2 der Haushaltsordnung kann die Kommission die im Namen der Union 
begebenen zugehörigen Anleihen erforderlichenfalls durch die erneute Begebung von Krediten ablösen.

(5) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat über die Entwicklungen in Bezug auf die in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Transaktionen.

Artikel 6

Während der Durchführung der Makrofinanzhilfe der Union prüft die Kommission mittels einer operativen Bewertung 
erneut, wie solide die in der Ukraine bestehenden für die Finanzhilfe relevanten Finanzregelungen, Verwaltungsverfahren 
sowie Mechanismen der internen und externen Kontrolle sind.

Artikel 7

(1) Für die nach diesem Beschluss in Form eines Darlehens bereitgestellte Makrofinanzhilfe der Union ist eine 
Dotierungsquote von 70 % anzuwenden, und nicht die allgemeine Regel nach Artikel 31 Absatz 5 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EU) 2021/947.

(2) Abweichend von der allgemeinen Regel nach Artikel 31 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/947 werden die 
finanziellen Verbindlichkeiten aus der Makrofinanzhilfe der Union, die nach diesem Beschluss in Form eines Darlehens 
bereitgestellt wird, getrennt von anderen finanziellen Verbindlichkeiten im Rahmen der Garantie für Außenmaßnahmen 
gedeckt, und die im gemeinsamen Dotierungsfonds vorgesehene Dotierung für die nach diesem Beschluss in Form eines 
Darlehens bereitgestellte Makrofinanzhilfe der Union wird ausschließlich für die daraus erwachsenden finanziellen 
Verbindlichkeiten verwendet.

(3) Abweichend von Artikel 213 der Haushaltsordnung gilt die effektive Dotierungsquote nicht für die im gemeinsamen 
Dotierungsfonds vorgesehene Dotierung für die Makrofinanzhilfe der Union, die in Form eines Darlehens nach diesem 
Beschluss bereitgestellt wird.

Artikel 8

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 9

(1) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat alljährlich bis 30. Juni im Rahmen ihres 
Jahresberichts eine Bewertung der Durchführung dieses Beschlusses im Vorjahr. Darin

a) prüft sie den bei der Durchführung der Makrofinanzhilfe der Union erzielten Fortschritt;

b) bewertet sie die wirtschaftliche Lage und die wirtschaftlichen Aussichten der Ukraine sowie die Umsetzung der in 
Artikel 3 Absatz 1 genannten Pflichten;
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c) erläutert sie den Zusammenhang zwischen den in der Grundsatzvereinbarung festgelegten Pflichten und Auflagen, der 
aktuellen makroökonomischen Lage der Ukraine und dem Beschluss der Kommission über die Auszahlung der Tranche 
der Makrofinanzhilfe der Union.

(2) Spätestens zwei Jahre nach Ende des Bereitstellungszeitraums legt die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat einen Ex-post-Bewertungsbericht vor, in dem sie die Ergebnisse und die Effizienz der abgeschlossenen 
Makrofinanzhilfe der Union bewertet und beurteilt, inwieweit diese zur Verwirklichung der angestrebten Ziele beigetragen 
hat.

Artikel 10

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Juli 2022.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Die Präsidentin
R. METSOLA

Im Namen des Rates
Der Präsident

Z. STANJURA
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1202 DER KOMMISSION 

vom 6. Juli 2022

zur Genehmigung einer Änderung der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder 
einer geschützten geografischen Angabe („Bouches-du-Rhône“ (g. g. A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 99,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation der geschützten geografischen 
Angabe „Bouches-du-Rhône“ geprüft, den Frankreich gemäß Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
gestellt hat. Diese Änderung beinhaltet eine Änderung des Namens „Bouches-du-Rhône“ in „Pays des Bouches-du- 
Rhône“.

(2) Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation gemäß Artikel 97 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europäischen Union (2) veröffentlicht.

(3) Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen.

(4) Die Änderung der Spezifikation sollte daher gemäß Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genehmigt 
werden.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Änderung der Spezifikation für den Namen „Bouches-du-Rhône“ 
(g. g. A.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671.
(2) ABl. C 88 vom 24.2.2022, S. 70.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. Juli 2022

Für die Kommission,
im Namen der Präsidentin,

Janusz WOJCIECHOWSKI
Mitglied der Kommission
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1203 DER KOMMISSION 

vom 12. Juli 2022

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 zwecks Aktualisierung der Liste 
invasiver gebietsfremder Arten von unionsweiter Bedeutung 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über 
die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (1), insbesondere auf 
Artikel 4 Absätze 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 der Kommission (2) wurde eine Liste invasiver gebietsfremder 
Arten von unionsweiter Bedeutung (im Folgenden die „Unionsliste“) festgelegt, die gemäß Artikel 4 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 gegebenenfalls aktualisiert wird.

(2) Auf der Grundlage der verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und der gemäß Artikel 5 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 durchgeführten Risikobewertungen kam die Kommission zu dem Schluss, dass die 
in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung genannten Kriterien für folgende invasive gebietsfremde Arten insgesamt 
erfüllt sind: Ameiurus melas (Rafinesque, 1820), Axis axis (Erxleben, 1777), Callosciurus finlaysonii (Horsfield, 1823), 
Celastrus orbiculatus Thunb., Channa argus (Cantor, 1842), Faxonius rusticus (Girard, 1852), Fundulus heteroclitus 
(Linnaeus, 1766), Gambusia affinis (Baird & Girard, 1853), Gambusia holbrooki (Girard, 1859), Hakea sericea (Schrad. 
& J.C.Wendl.), Koenigia polystachya (Wall. ex Meisn.) T.M.Schust. & Reveal, Lampropeltis getula (Linnaeus, 1766), 
Limnoperna fortunei (Dunker, 1857), Morone americana (Gmelin, 1789), Pistia stratiotes L., Pycnonotus cafer (Linnaeus, 
1766), Rugulopteryx okamurae (E.Y.Dawson) I.K.Hwang, W.J.Lee & H.S.Kim, 2009, Solenopsis geminata (Fabricius, 
1804), Solenopsis invicta Buren, 1972, Solenopsis richteri Forel, 1909, Wasmannia auropunctata (Roger, 1863) und 
Xenopus laevis (Daudin, 1802).

(3) Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass für jede der vorgenannten invasiven gebietsfremden Arten alle in 
Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 angeführten Elemente gebührend berücksichtigt wurden.

(4) Die Arten Xenopus laevis (Daudin, 1802) und Fundulus heteroclitus (Linnaeus, 1766) werden für die wissenschaftliche 
Forschung verwendet, die nicht unterbrochen werden sollte. Die Aufnahme dieser Arten in die Unionsliste sollte 
aufgeschoben werden, damit die Mitgliedstaaten Zeit haben, sich auf die Erteilung der Genehmigungen gemäß 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 vorzubereiten, bevor die Aufnahme dieser Arten in die Liste 
wirksam wird.

(5) Angesichts der langfristigen Investitionen, die die Erzeuger von Pistia stratiotes L. und Celastrus orbiculatus Thunb. in 
einigen Mitgliedstaaten getätigt haben, sollte für die Aufnahme dieser Arten in die Unionsliste ein Übergangs­
zeitraum gelten.

(6) Die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 sollte daher entsprechend geändert werden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für invasive 
gebietsfremde Arten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert.

(1) ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 35.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 der Kommission vom 13. Juli 2016 zur Annahme einer Liste invasiver gebietsfremder 

Arten von unionsweiter Bedeutung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 189 vom 14.7.2016, S. 4).
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Nummer 2 des Anhangs gilt ab dem 2. August 2024.

Nummer 3 des Anhangs gilt ab dem 2. August 2027.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 12. Juli 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 wird wie folgt geändert:

1. In der Tabelle werden in alphabetischer Reihenfolge folgende Arten eingefügt:

Art KN-Codes für lebende 
Exemplare

KN-Codes für 
reproduktionsfähige Teile

Kategorien 
der Waren, 
mit denen 

eine 
Verbindung 

besteht

(i) (ii) (iii) (iv)

„Ameiurus melas (Rafinesque, 1820) ex 0301 99 17 ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)“

„Axis axis (Erxleben, 1777) ex 0106 19 00 —“

„Callosciurus finlaysonii (Horsfield, 1823) ex 0106 19 00 —“

„Channa argus (Cantor, 1842) ex 0301 11 00
ex 0301 99 17

ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)“

„Faxonius rusticus (Girard, 1852) ex 0306 39 10 —“

„Gambusia affinis (Baird & Girard, 1853) ex 0301 11 00
ex 0301 99 17

ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)

(4)“

„Gambusia holbrooki (Girard, 1859) ex 0301 11 00
ex 0301 99 17

ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)

(4)“

„Hakea sericea Schrad. & J.C.Wendl. ex 0602 90 50 ex 1209 99 99 (Samen)“

„Koenigia polystachya (Wall. ex Meisn.) T.M. 
Schust. & Reveal

ex 0602 90 50 ex 1209 99 99 (Samen) (7)“

„Lampropeltis getula (Linnaeus, 1766) ex 0106 20 00 — (5)“

„Limnoperna fortunei (Dunker, 1857) ex 0307 91 00 —“

„Morone americana (Gmelin, 1789) ex 0301 99 17
ex 0301 99 85

ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)

(4)“

„Pycnonotus cafer (Linnaeus, 1766) ex 0106 39 80 ex 0407 19 90 (Bruteier)“

„Rugulopteryx okamurae (E.Y.Dawson) I.K. 
Hwang, W.J.Lee & H.S.Kim, 2009

ex 1212 29 00 — (14), (15)“

„Solenopsis geminata (Fabricius, 1804) ex 0106 49 00 — (5), (7)“

„Solenopsis invicta (Buren, 1972) ex 0106 49 00 — (5), (7)“

„Solenopsis richteri (Forel, 1909) ex 0106 49 00 — (5), (7)“

„Wasmannia auropunctata (Roger, 1863) ex 0106 49 00 — (5), (7)“
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2. In der Tabelle werden in alphabetischer Reihenfolge folgende Arten eingefügt:

Art KN-Codes für lebende 
Exemplare

KN-Codes für 
reproduktionsfähige Teile

Kategorien 
der Waren, 
mit denen 

eine 
Verbindung 

besteht

(i) (ii) (iii) (iv)

„Fundulus heteroclitus (Linnaeus, 1766) ex 0301 11 00
ex 0301 19 00
ex 0301 99 17
ex 0301 99 85

ex 0511 91 90 (befrucht-
eter Fischlaich)

(4)“

„Pistia stratiotes L. ex 0602 90 50 —“

„Xenopus laevis (Daudin, 1802) ex 0106 90 00 —“

3. In der Tabelle wird folgende Art eingefügt:

Art KN-Codes für lebende 
Exemplare

KN-Codes für 
reproduktionsfähige Teile

Kategorien 
der Waren, 
mit denen 

eine 
Verbindung 

besteht

(i) (ii) (iii) (iv)

„Celastrus orbiculatus Thunb. ex 0602 90 50 ex 1209 99 99 (Samen)“

4. In den Erläuterungen zur Tabelle werden für Spalte iv die folgenden Nummern hinzugefügt:

„(14) ex 0307 11: Austern, lebend

(15) ex 0307 31: Miesmuscheln, lebend“.
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BESCHLÜSSE

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2022/1204 DER KOMMISSION 

vom 16. Juni 2022

zur Gründung des Konsortiums für eine europäische Forschungsinfrastruktur — 
Forschungsinfrastruktur für mikrobielle Ressourcen (MIRRI-ERIC) 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2022) 3894) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(Nur der französische, der lettische, der niederländische, der portugiesische und der spanische Text 
sind verbindlich) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 723/2009 des Rates vom 25. Juni 2009 über den gemeinschaftlichen Rechtsrahmen 
für ein Konsortium für eine europäische Forschungsinfrastruktur (ERIC) (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Belgien, Spanien, Frankreich, Lettland und Portugal haben bei der Kommission einen Antrag auf Gründung des 
Konsortiums für eine europäische Forschungsinfrastruktur — Forschungsinfrastruktur für mikrobielle Ressourcen 
(MIRRI-ERIC) (im Folgenden „Antrag“) eingereicht.

(2) Die Antragsteller sind übereingekommen, dass Portugal der Gastmitgliedstaat für das MIRRI-ERIC sein soll.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 723/2009 wurde durch den Beschluss Nr. 72/2015 des Gemeinsamen EWR- 
Ausschusses (2) in das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) übernommen.

(4) Die Kommission hat den Antrag nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 geprüft und ist zu dem 
Schluss gelangt, dass die in der Verordnung festgelegten Bedingungen erfüllt sind. Im Zuge der Prüfung holte die 
Kommission die Stellungnahmen unabhängiger Sachverständiger im Bereich Forschungsinfrastrukturen für 
mikrobielle Ressourcen ein.

(5) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 20 der 
Verordnung (EG) Nr. 723/2009 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Das Konsortium für eine europäische Forschungsinfrastruktur — Forschungsinfrastruktur für mikrobielle 
Ressourcen (MIRRI-ERIC) wird gegründet.

(2) Die wesentlichen Elemente der Satzung des MIRRI-ERIC sind im Anhang enthalten.

(1) ABl. L 206 vom 8.8.2009, S. 1.
(2) Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 72/2015 vom 20. März 2015 zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR- 

Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten (ABl. L 129 vom 19.5.2016, S. 85).
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Artikel 2

Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien, das Königreich Spanien, die Französische Republik, die Republik Lettland 
und die Portugiesische Republik gerichtet.

Brüssel, den 16. Juni 2022

Für die Kommission
Mariya GABRIEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

WESENTLICHE ELEMENTE DER SATZUNG DES MIRRI-ERIC 

Bei den folgenden Artikeln und Artikelabsätzen handelt es sich um die wesentlichen Elemente der Satzung des MIRRI-ERIC 
nach Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 des Rates.

1. Name des ERIC

(Artikel 1 der Satzung des MIRRI-ERIC)

Der Name der Forschungsinfrastruktur lautet „Konsortium für eine europäische Forschungsinfrastruktur — Forschungsinf­
rastruktur für mikrobielle Ressourcen“ (im Folgenden „MIRRI-ERIC“).

2. Satzungsmäßiger Sitz

(Artikel 2 der Satzung des MIRRI-ERIC)

Der satzungsmäßige Sitz des MIRRI-ERRIC befindet sich in der Stadt Braga im Hoheitsgebiet der Portugiesischen Republik 
(im Folgenden „Mitglied, das den satzungsmäßigen Sitz beherbergt“).

3. Aufgaben und Tätigkeiten des MIRRI-ERIC

(Artikel 3 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Die Mission des MIRRI-ERIC besteht darin, den Nutzern aus den Bereichen Biowissenschaften und Bioindustrie 
dienlich zu sein, indem es den Zugang zu einem breiten Spektrum hochwertiger Bioressourcen und Daten auf 
rechtskonforme Weise erleichtert. Das MIRRI-ERIC wird die Wissenserweiterung und die berufliche Entwicklung 
fördern, indem es Fachwissen zugänglich macht und eine kollaborative Plattform für die langfristige Nachhaltigkeit 
der mikrobiellen biologischen Vielfalt bereitstellt.

2. Hauptaufgabe des MIRRI-ERIC ist die Einrichtung, der Betrieb und die Entwicklung einer auf ganz Europa verteilten 
Forschungsinfrastruktur für Zentren für biologische Ressourcen im Bereich Mikroorganismen (mBRC), um den 
Zugang zu hochwertigen Ressourcen und damit verbundenen Dienstleistungen sowie zu modernsten Einrichtungen 
zu gewährleisten.

3. Das MIRRI-ERIC besitzt Rechtspersönlichkeit ab dem Zeitpunkt, zu dem der Durchführungsbeschluss der Kommission 
zur Gründung des ERIC Gründung wirksam wird. Es besitzt bei jedem Mitglied die weitestgehende Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit im Einklang mit den EU-Rechtsvorschriften und dem nationalen Recht des betreffenden Mitglieds. 
Insbesondere kann es bewegliches und unbewegliches Vermögen sowie geistiges Eigentum erwerben, besitzen und 
veräußern, Verträge schließen und vor Gericht auftreten.

4. Das MIRRI-ERIC verfolgt seine Hauptaufgabe auf nicht wirtschaftlicher Grundlage. Das MIRRI-ERIC kann begrenzte 
ökonomische Tätigkeiten durchführen, sofern sie eng mit seiner Hauptaufgabe in Verbindung stehen und sie nicht 
gefährden. Alle Einkünfte aus diesen begrenzten ökonomischen Tätigkeiten werden vom MIRRI-ERIC zur 
Unterstützung seiner Mission verwendet.

5. Das MIRRI-ERIC führt folgende Tätigkeiten durch:

a. Förderung eines rechtlich geschützten und mit den geltenden Vorschriften konformen Zugangs zu authentischen 
mikrobiellen Ressourcen und zugehörigen Daten in mBRC, um eine umfassende Versorgung der Forschungsge­
meinschaft mit biologischem Material aufrechtzuerhalten;

b. Aufbau der kollaborativen Arbeitsumgebung (CWE) und des MIRRI-Informationssystems (MIRRI-IS), um einen 
zentralen Zugangspunkt zu mikrobiellen Ressourcen und zugehörigen Daten, modernsten mikrobiellen Diensten, 
einschließlich digitaler Dienste, sowie Experten- und technischen Plattformen bereitzustellen;

c. Gewährleistung der Komplementarität der mBRC sowie der Interoperabilität ihrer Datenangebote für das 
Funktionieren des MIRRI-IS;
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d. Einrichtung und Umsetzung von Qualitätsmanagement einschließlich standardisierter Verfahren, bewährter 
Praktiken und geeigneter Tools mit Blick auf die Verbesserung der Qualität der Ressourcen, der zugehörigen Daten 
und der erbrachten Dienstleistungen;

e. Aufbau von Beziehungen zu anderen europäischen Forschungsinfrastrukturen und einschlägigen Organisationen, 
um die Charakterisierung der genetischen Ressourcen des MIRRI-ERIC und die Quantität und Qualität der 
Informationen zu Forschungsinfrastrukturen zu verbessern;

f. Erbringung von Diensten zur Abstimmung und Bündelung von Forschungsarbeiten für öffentliche und private 
Einrichtungen und Einleitung gemeinsamer Tätigkeiten;

g. Gewährung von Zugang zu Material, Fachwissen und wissenschaftlichen Einrichtungen der MIRRI-ERIC-Partner 
für externe Nutzer, der so koordiniert wird, dass Forschende intern Forschungsarbeiten zu mikrobiellen 
genetischen Ressourcen durchführen können;

h. Anbieten von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für mBRC-Mitarbeiter, Studierende und Anwender im Bereich 
der Mikrobiologie, etwa zu Taxonomie, Identifizierungs- und Konservierungstechniken, und im Bereich der 
Biotechnologie unter anderem zu Bioprospektion, Nutzung, Stammoptimierung und Fermentation;

i. Durchführung aller weiteren für die Erfüllung der Mission notwendigen Maßnahmen.

6. Die Tätigkeiten des MIRRI-ERIC sind europaweit ausgerichtet und fördern Exzellenz in der wissenschaftlichen 
Forschung und der Bioindustrie im Bereich Mikroorganismen in Europa und orientieren sich kontinuierlich an den 
Anforderungen der akademischen und der industriellen Gemeinschaft. Somit trägt das MIRRI-ERIC zu einer 
intensiveren Nutzung und Verbreitung von Kenntnissen und zur Optimierung der Ergebnisse der auf mBRC 
basierenden Forschungstätigkeiten auf europäischer und globaler Ebene bei.

7. Die Tätigkeiten des MIRRI-ERIC beruhen auf Transparenz, Reaktionsfähigkeit, ethischem Bewusstsein, Einhaltung der 
Rechtsvorschriften, Offenheit, Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung.

4. Dauer des Bestehens

(Artikel 4 der Satzung des MIRRI-ERIC)

Das MIRRI-ERIC wird auf unbestimmte Zeit eingerichtet. Es kann gemäß Artikel 5 der Satzung aufgelöst werden.

5. Auflösung

(Artikel 5 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Die Auflösung des MIRRI-ERIC erfolgt auf Beschluss der Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 8 
Buchstabe c der Satzung und im Einklang mit dem anwendbaren Recht gemäß Artikel 36 der Satzung.

2. Das MIRRI-ERIC teilt der Europäischen Kommission den Beschluss über die Auflösung des MIRRI-ERIC unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von zehn Tagen nach der Annahme des Beschlusses mit.

3. Unbeschadet des Artikels 6 der Satzung werden alle nach Zahlung der Schulden des MIRRI-ERIC verbleibenden 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten unter den Mitgliedern im Verhältnis zu ihrem tatsächlichen Beitrag zum 
MIRRI-ERIC zum Zeitpunkt der Auflösung aufgeteilt.

4. Unverzüglich nach Abschluss des Auflösungsverfahrens, jedenfalls aber innerhalb von zehn Tagen nach seinem 
Abschluss, unterrichtet das MIRRI-ERIC die Kommission hiervon.

5. Das Bestehen des MIRRI-ERIC endet an dem Tag, an dem die Europäische Kommission die entsprechende 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union, veröffentlicht.
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6. Haftung der Mitglieder und Beobachter

(Artikel 6 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Das MIRRI-ERIC haftet für seine Schulden.

2. Mitglieder und Beobachter haften nicht gesamtschuldnerisch für die Schulden des MIRRI-ERIC. Die finanzielle Haftung 
der Mitglieder und Beobachter für die Schulden des MIRRI-ERIC beschränkt sich auf ihren jeweiligen gemäß Artikel 25 
der Satzung geleisteten Beitrag zum MIRRI-ERIC.

3. Das MIRRI-ERIC schließt geeignete Versicherungen zur Deckung der mit seinem Aufbau und Betrieb verbundenen 
Risiken ab.

7. Zugang

(Artikel 7 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Das MIRRI-ERIC stellt Forschenden, Einrichtungen der Bioindustrie und dezentralen Agenturen der EU wie der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit oder dem Europäischen Zentrum für die Prävention und die 
Kontrolle von Krankheiten mikrobielles biologisches Material sowie einschlägige Daten in Datenbanken, Wissen und 
Dienste, die mit den Partnern des MIRRI-ERIC verknüpft sind oder von diesen entwickelt wurden, zur Verfügung. Das 
MIRRI-ERIC stellt sicher, dass die von den Materiallieferanten und den Datenlieferanten, die ihre Datenbanken mit dem 
MIRRI-ERIC verknüpfen, für die Verwendung des mikrobiellen biologischen Materials festgelegten Bedingungen 
eingehalten werden.

2. Keine Bestimmung in dieser Satzung kann so verstanden werden, dass sie darauf abzielt, das Recht der Partner des 
MIRRI-ERIC, über die Gewährung des Zugangs zu Stichproben und Daten zu entscheiden, zu beschränken.

3. Mikrobielles Material darf nur an Personen guten Glaubens weitergegeben werden, die in einem beruflichen Umfeld 
tätig sind, das für den Umgang mit lebendem Material der betreffenden Biogefährdungsgruppe geeignet ist. 
Gegebenenfalls werden verstärkte Maßnahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren gefördert.

4. Anträge von Einzelpersonen und/oder Projekten auf Zugang zu den wissenschaftlichen Anlagen der Partner des 
MIRRI-ERIC sind zu prüfen. Das Bewertungsverfahren und die angewandten Kriterien werden in der von der 
Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c und e der Satzung anzunehmenden 
Geschäftsordnung festgelegt. In jedem Fall werden im Zuge des Bewertungsvorgangs die wissenschaftlichen 
Leistungen berücksichtigt und er muss transparent, fair und unparteiisch sein.

5. Der Zugang wird überwacht, und im Rahmen der Qualitätssicherung wird die Nutzerzufriedenheit zwecks 
kontinuierlicher Verbesserung des Zugangs mit einem Feedback-Mechanismus gemessen.

6. Der Zugang wird in der von der Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c und e der Satzung 
anzunehmenden Geschäftsordnung geregelt.

8. Wissenschaftliche Bewertung

(Artikel 8 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Alle fünf Jahre wird eine wissenschaftliche Bewertung der Tätigkeiten, Dienste und Plattformen des MIRRI-ERIC 
durchgeführt. Die Bewertung wird von einem Gremium unabhängiger internationaler externer Gutachter ersten 
Ranges durchgeführt. Dieses Gremium erstellt einen Bewertungsbericht und legt ihn der Mitgliederversammlung vor.

2. Die wissenschaftliche Bewertung wird in der von der Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c 
und e der Satzung anzunehmenden Geschäftsordnung geregelt.
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9. Verbreitung

(Artikel 9 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Das MIRRI-ERIC fördert seine Tätigkeiten und seine Inanspruchnahme in den Bereichen Forschung, innovative 
Projekte und Hochschulbildung.

2. In den für die Verbreitung geltenden Regeln werden die verschiedenen Zielgruppen beschrieben, und das MIRRI-ERIC 
nutzt mehrere Kanäle, um die Zielgruppen zu erreichen, wie z. B. die Website, das Portal für die kollaborative 
Arbeitsumgebung, Workshops und Schulungen, die Teilnahme an Konferenzen und die Präsenz in sozialen Medien.

3. Die Verbreitung wird in der von der Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c und e der 
Satzung anzunehmenden Geschäftsordnung geregelt.

10. Rechte des geistigen Eigentums

(Artikel 10 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Keine Bestimmung dieser Satzung ist so auszulegen, dass durch sie der Geltungsbereich und die Anwendung von 
Rechten des geistigen Eigentums und Vorteilsausgleichsvereinbarungen, die den einschlägigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften und internationalen Vereinbarungen der Mitglieder unterliegen, geändert werden.

2. Der Austausch und die Integration von geistigem Eigentum auf der Ebene von Mitgliedern, ihren Vertretungsorganen 
und Partnern im Wege einschlägiger vertraglicher Bestimmungen unterliegen der von der Mitgliederversammlung 
gemäß Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c und e der Satzung anzunehmenden Geschäftsordnung.

3. Die Rechte des geistigen Eigentums an Ergebnisdaten und sonstigen Kenntnissen, die im Rahmen der Tätigkeiten des 
MIRRI-ERIC gewonnen und weiterentwickelt werden, sind Eigentum der Einrichtung(en) oder der Person(en), die sie 
hervorgebracht hat/haben.

4. Die Rechte des geistigen Eigentums, die von Nutzern infolge des Zugangs zu Ressourcen oder wissenschaftlichen 
Anlagen des MIRRI-ERIC geschaffen werden, sind Gegenstand von Verhandlungen, die auf eine angemessene Nutzung 
sowohl durch den Nutzer als auch das MIRRI-ERIC oder den betreffenden Partner unter Berücksichtigung ihrer 
jeweiligen Beiträge abzielen.

5. Das MIRRI-ERIC stellt den Forschenden Leitlinien zur Verfügung, damit gewährleistet ist, dass bei Forschungsarbeiten, 
die mithilfe von Material und Daten betrieben werden, die über das MIRRI-ERIC zugänglich gemachten werden, die 
Rechte der Eigentümer der Daten und die Privatsphäre von Personen anerkannt werden.

11. Beschäftigung

(Artikel 11 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Das MIRRI-ERIC setzt sich für Chancengleichheit ein und diskriminiert niemanden aus Gründen der Rasse, der 
ethnischen Zugehörigkeit, des Geschlechts, des Glaubens, einer Behinderung, der sexuellen Ausrichtung oder aus 
anderen Gründen.

2. Die Auswahlverfahren für Bewerberinnen und Bewerber um Stellen beim MIRRI-ERIC sind transparent und 
diskriminierungsfrei und respektieren die Chancengleichheit.

3. Arbeitsverträge richten sich nach den nationalen Gesetzen und Rechtsvorschriften des Landes, in dem das Personal 
beschäftigt ist und in der Regel seine Tätigkeit ausübt.

4. Die Regeln für die Beschäftigung werden in der von der Mitgliederversammlung gemäß Artikel 17 Absatz 7 
Buchstaben c und e der Satzung anzunehmenden Geschäftsordnung festgelegt.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 13.7.2022 L 186/19  



12. Auftragsvergabe

(Artikel 12 der Satzung des MIRRI-ERIC)

1. Das MIRRI-ERIC behandelt potenzielle Auftragnehmer und Bieter in gleicher und nichtdiskriminierender Weise. Die 
Auftragsvergabe des MIRRI-ERIC entspricht den Grundsätzen der Transparenz, der Nichtdiskriminierung und des 
offenen Wettbewerbs.

2. Die Regeln für Auftragsvergabe durch das MIRRI-ERIC werden in der von der Mitgliederversammlung gemäß 
Artikel 17 Absatz 7 Buchstaben c und e der Satzung anzunehmenden Geschäftsordnung festgelegt.
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2022/1205 DER KOMMISSION 

vom 12. Juli 2022

zur Zulassung von Einstufungsverfahren zur Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern in 
Dänemark und zur Aufhebung der Entscheidung 2009/12/EG 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2022) 4784) 

(Nur der dänische Text ist verbindlich) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 20 
Absatz 1 Buchstabe p,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gelten die Handelsklassenschemata der Union für 
Schweineschlachtkörper gemäß Anhang IV Abschnitt B der genannten Verordnung. Gemäß Anhang IV Abschnitt B 
Teil IV Nummer 1 der genannten Verordnung wird für die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern der 
Muskelfleischanteil mit von der Kommission zugelassenen Einstufungsverfahren geschätzt, können nur statistisch 
gesicherte Schätzverfahren zugelassen werden, die auf der Grundlage objektiver Messungen an einem oder 
mehreren Teilen des Schweineschlachtkörpers beruhen, und ist die Voraussetzung für die Zulassung eines 
Einstufungsverfahrens, dass sein statistischer Schätzfehler ein bestimmtes Höchstmaß nicht überschreitet. Dieses 
Höchstmaß ist in Anhang V Teil A Nummer 1 Abschnitt 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1182 der 
Kommission (2) festgelegt.

(2) Mit der Entscheidung 2009/12/EG der Kommission (3) wurde die Anwendung von sieben Verfahren zur Einstufung 
von Schweineschlachtkörpern in Dänemark zugelassen.

(3) Änderungen der betreffenden Verfahren oder Geräte zur Einstufung sollten nicht zugelassen sein, es sei denn, die 
Änderung wird ausdrücklich im Wege eines Durchführungsbeschlusses der Kommission genehmigt.

(4) Dänemark hat bei der Kommission beantragt, die Zulassung der Verfahren „Klassificeringscenter (KC)“, „Uni-Fat-O- 
Meater (Unifom)“, „Fully automatic ultrasonic equipment (AutoFOM 1)“ und „Updated fully automatic ultrasonic 
equipment (AutoFOM DK)“ zu widerrufen.

(5) Außerdem hat Dänemark bei der Kommission die Zulassung von zwei neuen Verfahren beantragt: „Fully automatic 
ultrasonic equipment (AutoFOM IV)“ und das „manuelle Verfahren (ZP)“. Zu diesem Zweck hat Dänemark im 
Protokoll gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1182 eine detaillierte Beschreibung 
des Zerlegeversuchs übermittelt, in der die Grundsätze, auf denen diese neuen Verfahren beruhen, die Ergebnisse des 
Zerlegeversuchs sowie die Formeln für die Berechnung des Muskelfleischanteils aufgeführt sind.

(6) Dänemark hat zudem bei der Kommission die Zulassung aktualisierter Formeln bei drei Verfahren („Fat-O-Meater/ 
Manuel Klassificering (FOM/MK)“, „Fat-O-Meater II (FOM II)“ und „Automatic ultrasound instrument 
(AutoFOM III)“) beantragt, die bereits mit der Entscheidung 2009/12/EG zur Einstufung von 
Schweineschlachtkörpern auf seinem Hoheitsgebiet zugelassen worden waren.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671.
(2) Delegierte Verordnung (EU) 2017/1182 der Kommission vom 20. April 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Handelsklassenschemata der Union für Schlachtkörper von Rindern, 
Schweinen und Schafen und zur Meldung der Marktpreise für bestimmte Kategorien von Schlachtkörpern und lebenden Tieren 
(ABl. L 171 vom 4.7.2017, S. 74).

(3) Entscheidung 2009/12/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zur Zulassung von Verfahren der Einstufung von 
Schweineschlachtkörpern in Dänemark (ABl. L 6 vom 10.1.2009, S. 83).
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(7) Die Prüfung dieses Antrags hat ergeben, dass bei den beiden neuen Einstufungsverfahren und bei der Aktualisierung 
der Formeln für die anderen drei Verfahren die Bedingungen und Mindestkriterien für die Zulassung gemäß 
Anhang V Teil A der Delegierten Verordnung (EU) 2017/1182 erfüllt sind. Diese Einstufungsverfahren und Formeln 
sollten daher in Dänemark zugelassen werden.

(8) Aus Gründen der Klarheit und der Rechtssicherheit sollte somit die Entscheidung 2009/12/EG aufgehoben werden.

(9) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Folgende Einstufungsverfahren zur Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern werden gemäß Anhang IV Abschnitt B 
Teil IV Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Dänemark zugelassen:

a) das Gerät „Automatic ultrasound instrument (AutoFOM III)“ und die entsprechenden Schätzverfahren, die im Einzelnen 
in Teil I des Anhangs dieses Beschlusses beschrieben sind;

b) das Gerät „Fully automatic ultrasonic equipment (AutoFOM IV)“ und die entsprechenden Schätzverfahren, die im 
Einzelnen in Teil II des Anhangs dieses Beschlusses beschrieben sind;

c) das Gerät „Fat-O-Meater/Manuel Klassificering (FOM/MK)“ und die entsprechenden Schätzverfahren, die im Einzelnen in 
Teil III des Anhangs dieses Beschlusses beschrieben sind;

d) das Gerät „Fat-O-Meater II (FOM II)“ und die entsprechenden Schätzverfahren, die im Einzelnen in Teil IV des Anhangs 
dieses Beschlusses beschrieben sind;

e) das „manuelle Verfahren (ZP)“ unter Verwendung einer Schieblehre und die entsprechenden Schätzverfahren, die im 
Einzelnen in Teil V des Anhangs beschrieben sind.

Artikel 2

Änderungen der in Artikel 1 genannten zugelassenen Einstufungsverfahren oder -geräte sind nur zulässig, wenn sie durch 
einen Durchführungsbeschluss der Kommission ausdrücklich genehmigt wurden.

Artikel 3

Die Entscheidung 2009/12/EG wird aufgehoben.

Artikel 4

Dieser Beschluss ist an das Königreich Dänemark gerichtet.

Brüssel, den 12. Juli 2022

Für die Kommission
Janusz WOJCIECHOWSKI

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

EINSTUFUNGSVERFAHREN ZUR KLASSIFIZIERUNG VON SCHWEINESCHLACHTKÖRPERN IN DÄNEMARK 

TEIL I

Automatic ultrasound instrument (AutoFOM III)

1. Die Vorschriften dieses Teils finden Anwendung, wenn die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern anhand des 
Geräts „Automatic ultrasound instrument (AutoFOM III)“ erfolgt.

2. Das Gerät ist mit 16 Ultraschallwandlern mit 2 MHz (Frontmatec) und einem Messbereich von 25 mm zwischen den 
einzelnen Wandlern ausgestattet. Die Ultraschalldaten betreffen Messungen von Rückenspeckdicken, Muskeldicken und 
damit zusammenhängenden Parametern. Die Messwerte werden von dem Gerät in Schätzwerte für den prozentualen 
Muskelfleischanteil umgerechnet.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird nach folgenden Formeln berechnet:

a) bei weiblichen und kastrierten Schweinen:

Y = 72,37797649 + (R2P1 x -0,35013939) + (R2P4 x 0,20785366) + (R2P5 x -0,44928653) + (R2P8 x 
-0,38095230) + (R2P9 x -0,46950184) + (R2P10 x -0,69871531) + (R2P15 x -0,14912761) + (R4P3 x 

0,06461598) + (R4P6 x -0,05431414);

b) bei ganzen männlichen Schweinen:

Y = 78,75696993 + (R2P1 x -0,79436326) + (R2P4 x -0,38023008) + (R2P5 x -0,78847225) + (R2P8 x 
-0,30711330) + (R2P9 x -0,83062854) + (R2P10 x -0,49646032) + (R2P15 x 0,17342717) + (R4P3 x 

-0,08364211) + (R4P6 x -0,10359715)

Dabei ist:

Y = geschätzter prozentualer Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

R2P1 = durchschnittliche Hautdicke (in mm);

R2P4 = Rückenspeckdicke ohne Haut (in mm), gemessen an der Stelle der Mindestspeckdicke in Längsrichtung 
des Kotelettstrangs, der dem unteren Teil des Bügels am nächsten ist (MFT2), 70 mm von der Mitte der 
Wirbelsäule entfernt;

R2P5 = Hautdicke (in mm), gemessen an der Längslinie MFT2, 70 mm von der Mitte der Wirbelsäule entfernt;

R2P8 = Rückenspeckdicke ohne Haut (in mm), gemessen an MFT2;

R2P9 = Hautdicke (in mm), gemessen an MFT2;

R2P10 = Mindestspeckdicke ohne Haut (in mm) an der Stelle der Mindestspeckdicke am gesamten Schlachtkörper 
(MFT1);

R2P15 = durchschnittliche Speckdicke mit Haut (in mm) der beiden Lendenmuskeln, gemessen an der Längslinie 
MFT1, 70 mm von der Mitte der Wirbelsäule entfernt;

R4P3 = Dicke der Speckschicht 1 (in mm), gemessen an der Längslinie MFT2, 70 mm von der Mitte der 
Wirbelsäule entfernt;

R4P6 = Dicke der Speckschicht 1 (in mm) an MFT2.

4. Diese Formel gilt für Schlachtkörper von 50 bis 120 kg.

TEIL II

Fully automatic ultrasonic equipment (AutoFOM IV)

1. Die Vorschriften dieses Teils finden Anwendung, wenn die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern anhand des 
Geräts „Fully automatic ultrasonic equipment (AutoFOM IV)“ erfolgt.
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2. Das Gerät ist mit 25 Breitband-Ultraschallwandlern (Frontmatec) und einem Messbereich von 16,5 mm zwischen den 
einzelnen Wandlern ausgestattet. Die Ultraschalldaten betreffen Messungen von Rückenspeckdicken, Muskeldicken und 
damit zusammenhängenden Parametern. Die Messwerte werden von dem Gerät in Schätzwerte für den prozentualen 
Muskelfleischanteil umgerechnet.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird nach folgenden Formeln berechnet:

a) bei weiblichen und kastrierten Schweinen:

Y = 69,84677591 + (R2P1 x -0,26533522) + (R2P4 x 0,02198992) + (R2P5 x -0,21983787) + (R2P8 x 
-0,33652390) + (R2P9 x -0,24649355) + (R2P10 x -0,58982872) + (R2P15 x -0,05016562) + (R4P3 x 

0,10929868) + (R4P6 x -0,03863696);

b) bei ganzen männlichen Schweinen:

Y = 74,44553377 + (R2P1 x -0,38670790) + (R2P4 x -0,30489132) + (R2P5 x -0,59474907) + (R2P8 x 
-0,08150558) + (R2P9 x -0,60928997) + (R2P10 x -0,33877660) + (R2P15 x -0,44580592) + (R4P3 x 

0,18532086) + (R4P6 x 0,12614701)

Dabei ist:

Y = geschätzter prozentualer Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

R2P1 = durchschnittliche Hautdicke (in mm);

R2P4 = Rückenspeckdicke ohne Haut (in mm), gemessen an der Längslinie MFT2, 70 mm von der Mitte der 
Wirbelsäule entfernt;

R2P5 = Hautdicke (in mm), gemessen an der Längslinie MFT2, 70 mm von der Mitte der Wirbelsäule entfernt;

R2P8 = Rückenspeckdicke ohne Haut (in mm), gemessen an MFT2;

R2P9 = Hautdicke (in mm), gemessen an MFT2;

R2P10 = Mindestspeckdicke ohne Haut (in mm) an MFT1;

R2P15 = durchschnittliche Speckdicke mit Haut (in mm) der beiden Lendenmuskeln, gemessen an der Längslinie 
MFT1, 70 mm von der Mitte der Wirbelsäule entfernt;

R4P3 = Dicke der Speckschicht 1 (in mm), gemessen an der Längslinie MFT2, 70 mm von der Mitte der 
Wirbelsäule entfernt;

R4P6 = Dicke der Speckschicht 1 (in mm) an MFT2.

4. Diese Formel gilt für Schlachtkörper von 50 bis 120 kg.

TEIL III

Fat-O-Meater/Manuel Klassificering (FOM/MK)

1. Die Vorschriften dieses Teils finden Anwendung, wenn die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern anhand des 
Geräts „Fat-O-Meater/Manuel Klassificering (FOM/MK)“ erfolgt.

2. Hierbei handelt es sich um ein Gerät mit manueller Sonde, das mit einer Sonde von 6 mm Durchmesser mit einem 
Fotoempfänger ausgestattet ist und einen Messbereich zwischen 1 und 94 mm hat.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird nach folgender Formel berechnet:

Y = 69,3882 + (S1 x -0,5673) + (S2 x -0,3282) + (S3 x 0,0397)

Dabei ist:

Y = geschätzter prozentualer Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

S1 = Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in mm, 8 cm seitlich der Mittellinie des Schlachtkörpers 
zwischen dem dritt- und viertletzten Lendenwirbel gemessen;
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S2 = Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in mm, 6 cm seitlich der Mittellinie des Schlachtkörpers 
zwischen der dritt- und viertletzten Rippe gemessen;

S3 = Muskeldicke in mm, gleichzeitig und an derselben Stelle wie S2 gemessen.

4. Die Formel gilt für Schlachtkörper von 50 bis 120 kg.

TEIL IV

Fat-O-Meater II (FOM II)

1. Die Vorschriften dieses Teils finden Anwendung, wenn die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern anhand des 
Geräts „Fat-O-Meater II (FOM II)“ erfolgt.

2. Hierbei handelt es sich um ein Gerät vom Typ Fat-O-Meater, das mit einer Sonde von 6 mm Durchmesser mit einem 
Fotoempfänger (Siemens SFH 960 – BP 103 oder ähnliches) ausgestattet ist und eine Messtiefe von bis zu 125 mm hat. 
Die FOM-II-Messpistole enthält alle rechtlich relevanten Datenerfassungen und Analysen.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird nach folgender Formel berechnet:

Y = 69,2265+ (S1 x -0,5564) + (S2 x -0,3550) + (S3 x 0,0408)

Dabei ist:

Y = geschätzter prozentualer Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

S1 = Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in mm, 8 cm seitlich der Mittellinie des Schlachtkörpers 
zwischen dem dritt- und viertletzten Lendenwirbel gemessen;

S2 = Rückenspeckdicke (einschließlich Schwarte) in mm, zwischen der dritt- und der viertletzten Rippe, 6 cm 
seitlich der Mittellinie senkrecht zur Wirbelsäule gemessen;

S3 = Dicke des Muskels longissimus dorsi in mm, gleichzeitig und an derselben Stelle wie S2 gemessen.

4. Die Formel gilt für Schlachtkörper von 50 bis 120 kg.

TEIL V

Manuelles Verfahren (ZP)

1. Die Vorschriften dieses Teils finden Anwendung, wenn die Klassifizierung von Schweineschlachtkörpern nach dem 
„manuellen Verfahren (ZP)“ durch Messung mit einer Schieblehre erfolgt.

2. Bei diesem Verfahren wird eine Schieblehre verwendet, wobei die Einstufung anhand einer Prädiktionsgleichung erfolgt. 
Das Verfahren basiert auf der manuellen Messung der Speck- und der Muskeldicke auf der Mittelinie der Schlachtkör­
perhälfte.

3. Der Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers wird nach folgender Formel berechnet:

Y = 60,3129 + (G x -0,4788) + (M x 0,0671)

Dabei ist:

Y = geschätzter prozentualer Muskelfleischanteil des Schlachtkörpers;

G = Speckdicke, definiert als Kurzmessung der Speck- und Hautdicken über dem Muskel gluteus medius;

M = Muskeltiefe, definiert als Mindestabstand vom Wirbelkanal zum kranialen Ende des Muskels gluteus medius.

4. Die Formel gilt für Schlachtkörper von 50 bis 120 kg.
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